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2Theoretischer Rahmen

Das Modell der globalen Wissensstruktur

Zusammenfassung

Im Rückgriff auf Susan Stranges Ansatz struktureller Macht bildet das Mo-
dell der globalen Wissensstruktur den Ausgangspunkt und Referenzrahmen der 
Untersuchung in diesem Band. Es kombiniert dabei ein instrumentelles und 
relationales Machtverständnis auf der Basis von Ressourcen mit der Überzeu-
gung, dass innerhalb des asymmetrischen strukturellen Settings, in dem sich 
die Akteure bewegen, Macht vor allem nicht-intentional wirkt, da Machtef-
fekte schlichtweg aufgrund der Struktur bereits gegeben sind. Konkret setzt 
das Modell die Fähigkeit eines Staates, Ein  uss auf die globale Regulierung 
geistigen Eigentums ausüben zu können, in einen analytischen Zusammenhang 
mit seinem Anteil an der globalen Besitzstruktur geistigen Eigentums. Es wird 
postuliert, dass sich aus der Verortung der BIC-Staaten in der globalen Wis-
sensstruktur ihre Interessen im Bereich geistiger Eigentumsrechte ebenso wie 
die Handlungsoptionen bzw. Strategien ableiten lassen, die ihnen zur Verfü-
gung stehen, um ihren Ein  uss auf die Regulierung geistiger Eigentumsrechte 
zu vergrößern und damit wiederum ihre Position innerhalb der Wissensstruk-
tur zu verbessern. Im Kontext einer solchen Pfadabhängigkeit diskutiert dieses 
Kapitel zwei Strategien, die im Vorgehen der BIC-Staaten sichtbar sind: das 
„Forum-shifting“ und die „Nationalisierung“.
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2.1 Was ist die globale Wissensstruktur?

In ihrer Konzeption von „struktureller Macht“ in den internationalen Beziehungen 
und der internationalen politischen Ökonomie verweist Susan Strange auf die Be-
deutung des Faktors Wissen. Strange legt dabei ihrem Ansatz die Annahme einer 
globalen Machtstruktur zugrunde (Strange 1988). Diese setzt sich zusammen aus 
der globalen Wissensstruktur sowie drei weiteren Substrukturen, die sie im Be-
reich des Finanz- und Sicherheitssystems sowie der Produktionssphäre verortet. 
Die Position eines Staates – oder allgemein eines Akteurs – innerhalb der vier 
Substrukturen de  niert in der Summe seine strukturelle Macht, die nach Strange 
weniger von seinem Besitz materieller Ressourcen abhängt, als vielmehr in seiner 
Fähigkeit begründet ist, die Rahmenbedingungen zu setzen oder wenigstens zu 
beein  ussen, die die Handlungsoptionen der anderen Akteure bestimmen. Über 
strukturelle Macht verfügt somit der Staat, der das Handlungsumfeld Anderer 
innerhalb der vier Substrukturen prägen, wenn nicht gar kontrollieren kann; mit 
anderen Worten: Er bestimmt die Regeln des Spiels. Die Position, die ein Staat 
innerhalb dieser vier Substrukturen und damit innerhalb der globalen Machtstruk-
tur einnimmt, bestimmt den Grad seiner strukturellen Macht und zu einem we-
sentlichen Teil seine Position innerhalb der internationalen politischen Ökonomie 
(Singleton 2008, S. 197). 

Die globale Wissensstruktur umfasst die Gesamtheit aller wissensbasierten 
oder wissensbezogenen Prozesse, Praktiken und Interaktionen (vgl. Below et al. 
2014). Asymmetrie ist der Struktur aufgrund asymmetrischer Machtverteilung 
als grundlegendes Kennzeichen dabei bereits eingeschrieben. Ein Staat, der eine 
mächtige Position in der globalen Wissensstruktur einnimmt, also die Rahmen-
bedingungen und Spielregeln für die Handlungsoptionen im Bereich der Wis-
sensregulierung kontrolliert, bestimmt nach Strange, „what knowledge shall be 
sought; how it shall be accumulated and applied; how and where knowledge once 
accumulated shall be stored; and to whom it shall be communicated and on what 
terms.” (Strange 1989, S. 186) Ein Staat besitzt Kontrolle über die Wissensregu-
lierung etwa über seine Fähigkeit, technologische Standards zu setzen, wenn er in 
regulierenden Instanzen oder Organisationen mit Ein  uss vertreten ist oder wenn 
er einen großen Anteil an der Gestaltung entsprechender internationaler recht-
licher Rahmenwerke hat. 

Auf die Bedeutung, die der Besitz von Technologien und Innovation für die 
Position eines Staates hat, verweisen insbesondere die Theorien des (Neo-)Realis-
mus, indem sie betonen, dass sich mit dem Besitz quanti  zierbarer Wissensres-
sourcen wirtschaftliche – und auch militärische – Vorteile verbinden (Singleton 
2008; vgl. Mayer et al. 2011). Auch Strange anerkennt den Wert materiellen Besit-
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zes für die Fähigkeit eines Akteurs, das Handeln anderer Akteure zu beein  ussen. 
Ihr struktureller Ansatz erweitert jedoch ein rein instrumentelles und relationales 
Machtverständnis und betont, dass durch das asymmetrische strukturelle Setting, 
in dem sich die Akteure bewegen, Macht auch nicht-intentional wirkt und Macht-
effekte schlichtweg aufgrund der Struktur bereits vorhanden sind. Stärkt man mit 
Hilfe dieser theoretischen Perspektive die bei Strange zwar auch vorhandene, aber 
eher weniger betonte Überzeugung, dass auch der materielle Besitz eines Staates 
für dessen Verortung wesentlich ist, so lassen sich – zu analytischen Zwecken 
– innerhalb der globalen Wissensstruktur zwei Komponenten voneinander unter-
scheiden: Zum einen wird die Struktur bestimmt von der Verteilung von „Wissen“ 
zwischen den Staaten, also der globalen Distribution von Technologien, Informa-
tionen, wissenschaftlicher Expertise und Know-how. Auch „Wissen“ generierende 
Institutionen wie etwa Forschungsinstitute sowie das entsprechende Humankapi-
tal, Spitzenkräfte in Forschung und Wissenschaft, können hinzugezählt werden. 
Zu einem großen Teil spiegelt sich in dieser materiellen Komponente der globalen 
Wissensstruktur damit auch der technologische Entwicklungsstand eines Staates 
wider, messbar durch die einschlägigen „Wissens“-Indikatoren (vgl. etwa OECD 
2014). Zum anderen wird die globale Wissensstruktur in der Form einer institutio-
nellen Komponente, nämlich von der Teilhabe bzw. dem Grad der Mitbestimmung 
der Staaten an der globalen Regulierung von „Wissen“ de  niert: Regulierungsin-
stanzen, Institutionen und rechtliche Regelwerke, die etwa Standards setzen oder 
Wissensströme und Datenbanken kontrollieren, bilden ein ganzes Netz von Re-
geln, an dessen Kontrolle Staaten in unterschiedlichem Maße beteiligt sind. Diese 
beiden die globale Wissensstruktur konstituierenden Komponenten stehen, wie 
weiter unten beschrieben ist, in einer Wechselbeziehung und lassen gemeinsam 
das Bild einer asymmetrischen Wissenslandschaft entstehen: Entsprechend sei-
nes Anteils am „globalen Wissen“ und der Kontrolle, die er über die „Wissen“ 
regulierenden Institutionen auszuüben vermag, nimmt jeder Staat in der globa-
len Wissensstruktur eine spezi  sche Position ein (vgl. Abb. 2.1). Diese spezi  sche 
Position in der Struktur ist dabei gleichzusetzen mit dem Grad seiner strukturellen 
Wissensmacht. 
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Abbildung 2.1 Theoriemodell der globalen Wissensstruktur

Quelle: Eigene Darstellung.

Während Länder wie etwa die Least Developed Countries1, die im Grunde über 
keine technologischen Ressourcen verfügen und bei der globalen Wissensregulie-
rung kaum Gewicht haben, außerhalb der globalen Wissensstruktur stehen, führen 
die traditionellen, hochtechnologisierten Industrieländer das Feld an. Es zeigt sich, 
dass viele Staaten – unter anderem die BIC-Staaten – danach streben, ihre Position 
in der globalen Wissensstruktur zu verbessern. Hierzu kann ihnen einerseits die 
Ausweitung ihres Anteils am „globalen Wissen“ dienen – ein Prozess, den sie etwa 
durch den Ausbau ihrer technologischen Innovationskapazitäten2 vorantreiben 
können. Andererseits bietet ihnen eine Reihe von Strategien wie etwa die Strategie 
des Forum-shifting oder der Nationalisierung die Möglichkeit, ihren Ein  uss auf 
die globale Wissensregulierung zu erweitern und damit die Asymmetrie der Wis-
sensstruktur zu ihren Gunsten zu verschieben. Einem solchen Wandel steht dabei 
allerdings die Trägheit der Struktur entgegen, die ein Resultat von Pfadabhängig-
keit ist (vgl. hierzu Below et al. 2014; Mayer 2012). Pfadabhängigkeit bedeutet im 
Kern, dass Entscheidungen immer abhängig sind von Entscheidungen, die zuvor 
bereits getroffen wurden; so schränken bereits existierende Institutionen und Gefü-
ge etwa die Möglichkeiten der Entfaltung von Neuerungen ein (vgl. Wilford 1994, 

1 Least Developed Countries (LDCs) ist eine Bezeichnung der Vereinten Nationen für 
die Staaten, die aufgrund verschiedener Kriterien zu den am wenigsten entwickel-
ten Länder der Welt zählen. Siehe hierzu die Seiten der UN: http://www.un.org/en/
development/desa/policy/cdp/ldc/ldc_criteria.shtml (z.a.a. 18.3.15).

2 Der Ausbau von technologischen Innovationskapazitäten umfasst unter anderem die 
Verbesserung der Wissensinfrastruktur des Landes, die Förderung von Bildung und 
Spitzenbildung, die Investition in Forschung und Entwicklung, eine umfangreiche In-
dustriepolitik, die Anreize für Innovation und die Kommerzialisierung von schöpferi-
schen Neuerungen setzt und als Wissensstandort einlädt, etc. Vgl. hierzu Mayer et al. 
(2011); Below et al. (2012).
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S. 252). Im Kontext der globalen Wissensstruktur bedeutet Pfadabhängigkeit, dass 
das bereits existierende strukturelle Setting Entwicklungswege vorzeichnet und 
ein Stück weit bestimmt, da es schlichtweg mit hohen Kosten verbunden ist, inner-
halb dieses Gefüges neue Wege zu gehen und die Struktur zu verändern. Nach-
folgende Staaten haben damit in ihren Entwicklungsmöglichkeiten bzw. in ihrem 
Streben, ihre Position zu verbessern, einen kompetitiven Nachteil gegenüber den 
Staaten in der globalen Wissensstrukturen, die sich bereits auf einer guten Position 
etabliert haben (Below et al. 2014, S. 121), wie weiter unten deutlich werden wird. 

2.2 Die globale Wissensstruktur geistigen Eigentums

Für die Argumentation im Rahmen dieser Arbeit ist es sinnvoll, die globale Wis-
sensstruktur auf die Facette herunterzubrechen, der im engeren Sinne dem Bereich 
der geistigen Eigentumsrechte zugeordnet werden kann (Abb 2.2). So wird die 
materielle Komponente der globalen Wissensstruktur geistigen Eigentums durch 
die globale Distribution der Besitzrechte an geistigem Eigentum, also der globalen 
Verteilung von Eigentumstiteln an neuem technologischen Wissen und Innova-
tionen bestimmt. Messbar ist dies beispielsweise entlang der globalen Verteilung 
von Patenten. Darüber hinaus zählt zu der materiellen Komponente jede Form 
von Wissen, das über das internationale Schutzsystem geistigen Eigentums gesi-
chert und damit verrechtlicht ist, denn die Verrechtlichung lässt es in die Einkom-
mens-, Vorteils- und Verhandlungsmasse eines Staates eingehen. Zum anderen 
wird die globale Wissensstruktur geistigen Eigentums durch die asymmetrische 
Beteiligung von Staaten an der globalen Regulierung geistiger Eigentumsrechte 
bestimmt. Hierunter ist insbesondere die Gestaltung des internationalen Schutz-
systems geistigen Eigentums zu verstehen, im engeren Sinne also das TRIPS-
Abkommen und die sich ihm anschließenden Verhandlungen. Zwar fällt bei der 
Beurteilung seiner Position auch der Ein  uss eines Staates ins Gewicht, den er 
innerhalb von Regulierungsinstanzen wie etwa der UN-Weltorganisation für geis-
tiges Eigentum (WIPO) ausüben kann; dieser Ein  uss muss allerdings seinem 
Ein  uss im Rahmen des TRIPS-Abkommens nachgeordnet werden.3

3 Die Beteiligung von Staaten an der Gründung und dem Revisionsprozess des TRIPS-
Abkommens ist deswegen von besonderer Bedeutung, da die Relevanz dieses Ab-
kommens alle anderen völkerrechtlichen Verbindlichkeiten im Bereich geistiger 
Eigentumsrechte weit übersteigt: Die Abkommen und Regelwerke, die im Rahmen 
der WIPO verhandelt werden, besitzen nicht die Durchsetzungsfähigkeit des TRIPS-
Abkommens, das unter WTO-Ägide einen Apparat von Santionierungsmechanismen 
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Abbildung 2.2  Theoriemodell der globalen Wissensstruktur geistigen Eigentums

Quelle: Eigene Darstellung.

Geistige Eigentumsrechte  nden in Susan Stranges Konzept der globalen Wissens-
struktur keine Erwähnung. Dies verwundert allerdings nicht weiter, denn Strange 
entwickelte ihre Theorie Ende der 1980er Jahre und damit vor dem Übertritt des 
Schutzsystems in die WTO, in dessen Folge geistiges Eigentum überhaupt erst die 
Rolle erhalten sollte, die ihm heute innerhalb der Weltwirtschaft und der inter-
nationalen Politik zukommt (May 2010). Das internationale Immaterialgüterrecht 
lässt sich allerdings zweifelsohne in Stranges Konzept der Wissensstruktur inte-
grieren, denn geistige Eigentumsrechte stehen im Zentrum der globalen Wissens-
regulierung: Sie legen fest, welches Wissen Teil des Schutzsystems, als solches 
kommodi  zierbar und damit Teil des Marktes ist; sie entscheiden über den Zugang 
zu Innovationen und technologischem Wissen sowie über deren Nutzungsbedin-
gungen; die entsprechenden internationalen Regelwerke und Institutionen – allen 
voran das TRIPS-Abkommen – liefern die wichtigsten Rahmenbedingungen für 
Innovationsprozesse und die kommerzielle Nutzung von Ideen.

Mit einer ähnlichen Begründung greift auch Christopher May in seinen Arbei-
ten zur globalen Regulierung geistiger Eigentumsrechte auf die Überlegungen Su-
san Stranges zurück. Stranges weit gefasster Begriff der globalen Wissensstruktur 
schließt seiner Meinung nach geistige Eigentumsrechte insofern bereits implizit 
ein, als er auch alle Formen von Wissen umfasst, die aus ideologischen Leitbildern 
oder Ideen stammen, als solche Teil von Agenda-setting-Prozessen werden und 
darüber entscheiden, wer von diesem Wissen begünstigt wird und wer außen vor 
bleibt (May 2010, S. 37f.; Eckl 2005, S. 4f.). Nach Strange beinhaltet die Kontrol-
le über die globale Wissensstruktur eben auch, darüber zu bestimmen, „what is 
believed (and the moral conclusions and principles derived from those beliefs); 

zur Verfügung hat. Allerdings wird auch die Durchsetzungsfähigkeit des TRIPS-Ab-
kommens deutlich in Zweifel gezogen (vgl. etwa: Archibugi/Filippetti 2014).
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(and) what is known and perceived as understood and the channels by which 
beliefs, ideas and knowledge are communicated – including some people and ex-
cluding others.“ (Strange 1988, S. 115; May 2010, S. 37).

Mays Argumentation wird verständlich, wenn man sich verdeutlicht, aus wel-
cher Perspektive er geistige Eigentumsrechte betrachtet. Für May handelt es sich 
bei geistigen Eigentumsrechten um soziale Konstrukte, deren Gestalt und Funk-
tion sich mit den jeweiligen rechtsphilosophischen Leitbildern, Ideen oder Ideo-
logien wandeln, denen sie unterliegen. Er zeigt dies detailreich gemeinsam mit 
Susan Sell in vielfältigen Analysen der historischen Entwicklung geistiger Eigen-
tumsrechte auf (etwa: May/Sell 2006). Institutionen und rechtlichen Regelwerke, 
in denen geistiges Eigentums gestaltet wird, werden daher auch nicht nur direkt 
durch die Interessen und Ein  ussmöglichkeiten der verschiedenen Akteure ge-
steuert. Sie unterliegen vielmehr auch spezi  schen Legitimationsnarrativen, also 
rechtsphilosophischen Konzepten, die zwar kulturell und über die Epochen tra-
diert werden, dabei jedoch immer auch ein Spiegel der Macht- oder Kräfteverhält-
nisse zwischen den Akteuren sind (May 2010, S. 16-48). Institutionen, die geistiges 
Eigentum gestalten, und rechtliche Rahmenwerke sind – mit anderen Worten – 
Produkte gesellschaftlicher Machtverhältnisse. Die rechtsphilosophischen Leibil-
der, die ihnen zugrunde liegen, legitimieren die jeweiligen Interessen der domi-
nanten Akteure und können aktiv und gezielt den Legitimationsrahmen geistigen 
Eigentums verändern, um diesen Regulierungsbereich – gewissermaßen aus dem 
Hintergrund heraus – zu beein  ussen. Als Beispiel dient May die Tatsache, dass 
geistige Eigentumsrechte auf Drängen der triadischen Länder – USA, Japan und 
der europäischen Staaten – zum nichttariffären Handelshemmnis umgedeutet 
werden konnten, was den Eintritt des Schutzsystems geistigen Eigentums in die 
WTO ermöglichte (May 2010, S. 71ff.; Niemann 2008, S. 98). Dem internationalen 
Schutzsystem geistigen Eigentums wurde durch das TRIPS-Abkommen ein neues 
„Gehäuse“ gegeben: „new enclosures“, wie May bereits im Titel seines Standard-
werks schreibt (May 2010). Dabei stellt das TRIPS-Abkommen und mit ihm die 
Ausweitung der Verrechtlichung und Kommodi  zierung von Wissen im Zuge der 
Globalisierung für May zunächst einmal die logische Konsequenz einer durch den 
Kapitalismus bzw. Neoliberalismus neu de  nierten Legitimationsbasis dar (May 
2010, S. 48). May verweist wiederum auf Susan Strange, wenn er deutlich macht, 
dass dieses neue Leitbild aus der globalen Finanz- und Produktionsstruktur in die 
globale Wissensstruktur überführt wurde und damit die globale Machtstruktur in 
ihrer Grundanlage bestimmt (May 2010, S. 38). 

Neben Susan Strange bezieht sich Christopher May in seinen Arbeiten zur 
internationalen politischen Ökonomie geistiger Eigentumsrechte auf die Hegemo-
nial-Theorie von Robert Cox, die in der Tradition Antonio Gramscis steht (May 
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2010, S. 40ff.). Nach Cox werden die hegemonialen Strukturen der Weltordnung 
beständig reproduziert durch ein sich gegenseitig verstärkendes Wechselspiel zwi-
schen drei Kategorien: zwischen materiellen Kräften, Institutionen und Ideen (Cox 
1996, S. 98ff; Cox 1998, S. 43). Innerhalb dieses Interaktionsdreiecks bestätigen 
die Ideen die Legitimität der Machtbeziehungen dieser Ordnung ständig neu. Ak-
teure, die über entsprechende materielle Ressourcen verfügen und in Institutionen4 
bestimmend vertreten sind, besitzen die Fähigkeit, ihre „jeweils partikularen In-
teressen zu ‚universalisieren’.“ (Scherrer 2005, S. 1398) Das Ineinandergreifen der 
drei Kategorien führt zu einer Stabilität und Trägheit der hegemonialen Struktur, 
die laut Cox zur Konsequenz hat, dass sich für weniger dominante Akteure im 
Grunde nur die Möglichkeit der Beteiligung in Strukturen einer Gegenhegemo-
nie ergibt. Christopher May überträgt das Dreiecks-Konzept von Robert Cox auf 
geistiges Eigentum und entwirft ein Interaktionsdreieck aus den Legitimations-
narrativen, aus der Verfügung über materielle Wissensressourcen und aus den Re-
gulierungsinstanzen und rechtlichen Regelwerken, in denen geistiges Eigentum 
gestaltet wird (May 2010, S. 40). Daraus ergibt sich, dass die heutige Gestalt geisti-
gen Eigentums – das internationale Schutzsystem geistiger Eigentumsrechte – ein 
Ausdruck der Hegemonialstellung Technologie besitzender Länder darstellt, die 
diese Hegemonialstellung wiederum durch die Gestaltung geistigen Eigentums zu 
festigen wissen (May 2010, S. 40). 

Es lassen sich aus den Ausführungen bei May insbesondere zwei zentrale 
Überlegungen für das Modell der globalen Wissensstruktur geistigen Eigentums 
übernehmen: Zum einen gilt es, sich zu vergegenwärtigen, dass geistige Eigen-
tumsrechte eine Rechtskonstruktion darstellen, die immer in Abhängigkeit von 
den jeweiligen rechtsphilosophischen Hintergründen oder Begründungsnarrativen 
legitimiert wird und ihre Gestalt entsprechend verändern kann. Die De  nition von 
geistigem Eigentum ist damit wandelbar. Dies betrifft zum einen die Frage, wo 
die Grenzen der Patentierbarkeit verlaufen, damit also die Entscheidung, welches 
Wissen Teil der Kommodi  zierung und damit des Marktes ist. Zweitens berührt 
die Wandelbarkeit Fragen der Gestaltung des Schutzes geistiger Eigentumsrechte, 
wie etwa die Frage des Schutzniveaus oder der Regelung des Schutzrechtemiss-
brauchs. Die Legitimationsnarrative und ihre Veränderungen korrelieren dabei mit 
den Interessen der Akteure oder Akteursgruppen, die an der Regulierung geistigen 
Eigentums den stärksten Anteil haben und damit durchsetzungsfähig sind.

Zum anderen ist die Wechselwirkung überzeugend, die Christopher May 
zwischen dem Besitz an materiellen Wissensressourcen, insbesondere dem Be-

4 Der Institutionsbegriff bei Robert Cox umfasst internationale Organisationen, aber 
auch Staaten oder soziale Kräfte, vgl. Cox (1998: 43ff.) Genauer in: Robert Cox (1986).
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sitz neuen technologischen Wissens, und der Fähigkeit eines Staates festmacht, 
die Gestaltung oder Regulierung geistiger Eigentumsrechte zu beein  ussen. Als 
Hauptproduzenten technologischer Innovationen war und ist es primär das Interes-
se der Industriestaaten, geistiges Eigentum global möglichst vereinheitlicht durch 
umfassende Schutzrechte zu sichern. In der Tat waren sie in der Lage, dieses In-
teresse mit einzelnen Kompromisslösungen im Rahmen des TRIPS-Abkommens 
durchzusetzen (Drahos 1999; Maskus 2000; Archibugi/Filippetti 2014), was für 
die Erweiterung ihres Besitzstandes an materiellen Wissensressourcen förderlich 
war.5 Mit dieser Wechselwirkung zwischen den beiden Komponenten der globalen 
Wissensstruktur ist ein sich selbst verstärkender Kreislauf beschrieben (Abb. 2.3), 
über den – vereinfacht gesprochen – die Industrieländer ihre führende Position in-
nerhalb des asymmetrischen Machtgefüges der globalen Wissensstruktur festigen 
konnten.
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Abbildung 2.3  Wechselwirkung zwischen den beiden Komponenten der globalen Wis-
sensstruktur geistigen Eigentums. 

Quelle: Eigene Darstellung.

Dieser sich selbst verstärkende Kreislauf, der die globale Wissensstruktur ent-
scheidend prägt, wird in der vorliegenden Arbeit als das „Spiel” verstanden. Je-
der Staat, der von dem vergleichsweise hohen globalen Schutzstandard geistigen 
Eigentums des TRIPS-Abkommens pro  tiert und über ihn seinen Besitzstand an 
technologischem Wissen ausbauen kann – also mit anderen Worten an diesem 
Wechselverhältnis partizipiert oder Teil dieses Kreislaufs ist – quali  ziert sich als 
ein Spieler. Es ist das Ziel aller Staaten, die ihre Position in der globalen Wissens-

5 May schreibt hierzu: „As will be clear from the rest of this book, power often stems 
from the ownership and control of particular innovations and technologies, established 
through the institutions of intellectual property, and that power is able to govern the 
structures of intellectual property law to reenforce and reproduce advantage […] Cer-
tain agents maximise their influence trough the control of specific resources, but these 
preferred actors also mobilise (and reproduce) their advantages by the legitimisation of 
their interest through law.“ May (2010: 40)
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struktur zu verbessern suchen, in diesen Kreislauf einzutreten. Dies erweist sich 
jedoch als ein schwieriger, kostenintensiver und langwieriger Prozess ob der oben 
bereits erwähnten Pfadabhängigkeit und Trägheit der Struktur. Manche Autoren 
begründen die Trägheit der globalen Wissensstruktur mit der Tatsache, dass die 
Industrieländer im Rahmen ihrer Fähigkeit, die globale Regulierung geistigen 
Eigentums weitgehend zu bestimmen, auch die Regeln festsetzen, zu welchen Be-
dingungen der Technologietransfer statt  ndet, der für die Positionsverbesserung 
der weniger entwickelten Staaten essentiell ist.6 Einzelne Vertreter gehen so weit, 
in der Gestaltung des internationalen Schutzsystems geistigen Eigentums primär 
die Umsetzung einer protektionistischen Strategie der Industriestaaten zu erken-
nen, die den eigenen Entwicklungsvorsprung und damit die eigene Position sichern 
soll, indem der technologische Aufholprozess der weniger entwickelten Staaten 
und damit ihr Eintritt in den sich selbst verstärkenden Kreislauf strategisch behin-
dert werden (Chang 2003). Unabhängig von diesen Meinungen lässt sich sicherlich 
festhalten, dass sich die Trägheit der Struktur vor allem darin zeigt, dass ein Staat 
zwar in vergleichsweise überschaubarer Zeit seinen Anteil am globalen techno-
logischen Wissen verbessern kann, indem er beispielsweise seine technologischen 
Innovationskapazitäten ausbaut; die Steigerung seines Ein  usses auf die globale 
Wissensregulierung in der Folge scheint sich jedoch nur mit zeitlicher Verzöge-
rung zu vollziehen (vgl. hierzu Below et al. 2012, 2014). Eine Beein  ussung der 
globalen Wissensstruktur, die mit einer strukturellen Änderung einhergeht, ist von 
daher besonders bedeutsam bzw. bemerkenswert.

Ein genaueres Verständnis davon, ab welchem technologischen Entwicklungs-
stand geistige Eigentumsrechte einen innovationsstimulierenden Impuls frei-
setzen, das Land also von seiner Teilnahme am internationalen Schutzsystem 
geistigen Eigentums pro  tiert und zum Spieler wird, liefern jüngere wirtschafts-
wissenschaftliche Studien, die sich mit der ökonomischen Ef  zienz von geistigen 
Eigentumsrechten beschäftigen und die Gestaltung des Immaterialgüterschutzes 
im Hinblick auf die verschiedenen sozioökonomischen Pro  le von Volkswirt-
schaften untersuchen (Gervais 2005, 2014; vgl. Kapitel 3). Die Annahme, ein ho-
hes Schutzniveau bei der Sicherung geistigen Eigentums bringe in Kombination 
mit der globalen Integration der Märkte für alle Staaten positive Effekte mit sich, 
gilt mittlerweile als widerlegt (Maskus 2000; Abbott 2006; Ganea 2008; Archi-

6 Vgl. Singleton (2008: 200f). Er schreibt: „Clearly, firms in the developed countries 
own and control most of the technology that is so vital to international competition 
and the future of less developed countries. As a technological leader among developed 
nations, the United States has, understandably, taken the lead in defining the terms and 
conditions under which the transfer of technology will occur.“ (S. 201). Ähnlich: May 
(2010); May/Sell (2005); Drahos (2007); Halbert (2005).
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bugi/Filippetti 2010; Gervais 2014). Vielmehr hat sich gezeigt, dass die Einfüh-
rung geistiger Eigentumsrechte nur in denjenigen Staaten einen Stimulus für wirt-
schaftliches Wachstum und Innovation mit sich bringt, die in ihrer nach- bzw. 
aufholenden Entwicklung bereits eine gewisse Stufe erreicht haben und über ein 
bestimmtes Maß an technologischen Innovationskapazitäten verfügen (Archibugi/
Coco 2005; Li 2009; Archibugi/Filippetti 2010, 2014; Gervais 2014; genauer hier-
zu siehe Kapitel 3.4.2).

2.3 Die Position der Schwellenländer und ihre Handlungs-
optionen

An diesem Punkt in ihrer technologischen Entwicklung stehen die BIC-Staaten. 
Sie haben den „Kick-off“-Punkt oder „Crossing-Point“ (Sell 2011a) passiert, 
ab dem geistige Eigentumsrechte einen positiven Effekt auf das wirtschaftliche 
Wachstum und die Innovationsfähigkeit einer Volkswirtschaft entfalten. Mit dem 
Ausbau ihrer Innovationskapazitäten haben diese Schwellenländer ihre Position 
in der globalen Wissensstruktur über die erste Komponente so weit verbessern 
können, dass sie sich nun Schritt für Schritt in den sich wechselseitig verstärken-
den Kreislauf integrieren und somit – wenngleich auf einer anderen Stufe als die 
Industrieländer – zu Spielern geworden sind.

Mit dieser Position in der globalen Wissensstruktur besitzen die BIC-Staaten 
folglich einen zunehmenden Ein  uss auf die Regulierung geistigen Eigentums, 
wenngleich dieser auch noch nicht vergleichbar mit dem Ein  uss der Industrie-
staaten ist. Um dieses Machtde  zit zu kompensieren, stehen ihnen eine Reihe von 
Strategien zur Verfügung, mittels derer sie ihren Ein  uss auf die globale Regu-
lierung geistigen Eigentums erweitern und damit ihre Position in der globalen 
Wissensstruktur weiter verbessern können. Im Folgenden werden die Wirkmecha-
nismen zweier dieser Strategien, der Strategie des Forum-shifting und der Natio-
nalisierung, vorgestellt.

2.3.1 Strategie des Forum-shifting

Staaten, ebenso wie alle anderen Akteure in der internationalen Politik, agieren 
bevorzugt auf den Verhandlungsterrains, auf denen sie die besten Verhandlungs-
ergebnisse erzielen können. Die für die Verhandlung einer Frage zur Verfügung 
stehenden Foren lassen je nach ihrer Zusammensetzung, ihrer Machtverteilung, 
ihren Zugangsmöglichkeiten und vor allem nach ihren Abstimmungsregeln unter-
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schiedliche Verhandlungsverläufe erwarten.7 Der Begriff des „Forum-shifting“ 
oder auch „Forum-shopping“ beschreibt die Strategie, zu verhandelnde Belange 
von einem Forum zum anderen zu lavieren oder gezielt auf bestimmte Verhand-
lungsarenen zu verschieben – mit dem Ziel, die Chance auf Durchsetzung der 
eigenen Interessen zu erhöhen. Eine klassische De  nition  ndet sich bei Laurence 
R. Helfer: Forum-shifting sei „an attempt to alter the status quo ante by moving 
treaty negotiations, lawmaking initiatives, or standard setting activities from one 
international venue to another.“8 (Helfer 2004, S. 14). Die Shiftingbewegungen 
ereignen sich dabei jedoch nicht nur zwischen verschiedenen internationalen Fo-
ren. Sie  nden vielmehr wie auf einem Schachbrett sowohl horizontal, d.h. inner-
halb einer Regulierungsebene und dabei bilateral, regional oder multilateral statt, 
als auch vertikal, d.h. zwischen den verschiedenen Regulierungsebenen – und da-
bei bevorzugt in Kombination.9 

Das Phänomen des Forum-shifting und die Proliferation von beteiligten Institu-
tionen und Foren sind in nahezu allen Politikfeldern zu beobachten, in denen inter-
nationale Belange reguliert und verhandelt werden. Die Institutionalisten liefern 
eine überzeugende Begründung für die Zunahme staatlichen Kooperationsverhal-
tens in der globalisierten Welt. Zunehmende Interdependenz, d.h. wechselseitige 
Abhängigkeiten im Austausch von Waren, Ressourcen, Finanzen und Kapital so-
wie von Technologie und Informationen steigern das Kooperationsinteresse eines 
Staates, denn ein ungeregelter Austausch bringt entsprechende Transaktionskosten 
mit sich (Keohane 1984). Internationale Institutionen treten als Regulierungsin-
stanzen auf, die internationales Handeln koordinieren und Ressourcen bündeln, 
was zu einer Senkung von Transaktionskosten der beteiligten Akteure führt oder 
führen soll. 

7 Mit Rückgriff auf die Spieltheorie halten John Braithwaite und Peter Drahos fest: „We 
can say that the rules and modes of operation of an organization (particularly in its 
formal and informal norms of voting) constitute the pay-offs that a state might expect 
to receive if it plays in that particular forum. The pay-offs it actually receives depend 
on the decisions it and other players make. Pay-offs are thus collectively determined.“ 
John Braithwaite und Peter Drahos (2000: 561-577, hier: 565). Vgl auch: Eckl (2006: 
11f.)

8 Helfer spricht aus regimetheoretischer Sicht von „Regime-shifting“.

9 Zu den Effekten, die die Kombination von vertikalem und horizontalem Forum-shif-
ting entfaltet, vergleiche die Arbeiten von Susan Sell, insbesondere: Susan Sell (2011b)
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Die Vielfalt der Kooperationsformen und die Komplexität der Regulierungsins-
tanzen und Foren, in denen staatliche Akteure ebenso wie nicht-staatliche Akteure 
beteiligt sind, haben zur Prägung des Begriffs „Regime“ und der Regimetheorie 
geführt (Helfer 2004; Drezner 2009).10 Je unterschiedlicher die Interessenslagen 
der Akteure und je verwobener die zu behandelnden Fragen mit anderen Sachge-
bieten, desto dichter zeigt sich das Netz der regulierenden Foren und Institutionen 
(Sell 2010, S. 8; Mouzaka 2010). Seit einigen Jahren werden die Wechselwirkun-
gen zwischen den verschiedenen Foren, d.h. die Dynamik von Synergien und Kon-
 ikten innerhalb eines „Regimekomplexes“ (Sell 2010, S. 6f.), näher untersucht 

(Gehring/Oberthür 2004; Raustiala/Victor 2004; Rosendal 2001, 2006; Oberthür/
Stokke 2011; Mouzaka 2010; Puig 2014).

Forum-shifting  ndet vermehrt in sehr dichten Regimeumgebungen statt, denn 
hier sind die Transaktionskosten, die durch Verlagerung entstehen, geringer (Hel-
fer 2004, S. 8). Grundsätzlich kommt es zur Bewegung zwischen Foren immer 
dann, wenn ein Forum-shifting unter Kosten-Nutzen-Abwägungen für den shif-
tenden Akteur in der Bilanz günstig ist; dies kann unter Umständen sogar dann der 
Fall sein, wenn ein Forum neu gegründet wird (De Bièvre/Thomann 2010; Helfer 
2004). Den größten Vorteil in dieser Gleichung erreicht ein Akteur durch Forum-
shifting immer dann, wenn das Zielforum, in dem er seine Belange durchsetzen 
kann, nicht nur ein für ihn günstiges Machtgefüge bereit hält, sondern vor allem 
eine rechtlich bindende Wirkung besitzt und über Durchsetzungsmechanismen 
verfügt (De Bièvre/Thomann 2010, S. 9f.).

Grundsätzlich werden drei Varianten des Forum-shifting unterschieden (Brai-
thwaite/Drahos 2000, S. 564ff.): die Verschiebung der Verhandlungen von einem 
Forum auf das nächste,11 das Verlassen eines Forums12 und die parallele Nutzung 
mehrerer Foren, in denen ein Akteur denselben Inhalt in unterschiedlichen Fa-

10 Die wohl etablierteste Definition, die auch die Institutionalisten im Bereich der Inter-
nationalen Beziehungen bzw. der Internationalen Politischen Ökonomie weitgehend 
anerkannten, findet sich bei Stephen Krasner: „Regimes can be defined as sets of 
implicit or explicit principles, norms, rules, and decision-making procedures around 
which actors’ expectations converge in a given area of international relations.“ Krasner 
(1983: 3). Dabei gilt: „Principles are beliefs of fact, causation, and rectitude. Norms are 
standards of behaviour defined in terms of rights and obligations. Rules are specific 
prescriptions or proscriptions for action. Decision-making procedures are prevailing 
practices for making and implementing collective choice.“ Ebd. Siehe hierzu etwa: Gu 
(2010: 153ff.)

11 Das prominenteste und wohl am besten untersuchte Beispiel hierfür stellt die Verlage-
rung der Verhandlungen zum Schutz geistiger Eigentumsrechte von der WIPO in die 
WTO auf Betreiben der Industrieländer dar. Sell (2003); siehe Kapitel 3.2. 

12 Der Austritt der USA aus der UNESCO im Jahr 1984 dient hier als Beispiel.
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cetten vertritt.13 Starke Akteure sind in der Lage, neue Foren und Institutionen zu 
gründen, die genauer auf ihre Interessen zugeschnitten sind und dabei über ein hö-
heres Maß an rechtlicher Verbindlichkeit und Durchsetzungsfähigkeit verfügen.14 

Für schwächere Akteure, also für Staaten, die wie die BIC-Staaten keine do-
minante Position in der globalen Wissensstruktur bekleiden, hält Forum-shifting 
die Möglichkeit bereit, ihre Interessen zunächst in der Form von „Counterregime-
normen“15 in weniger durchsetzungsstarken Alternativforen zu installieren. Die 
Bildung von Allianzen gilt hierfür als förderlich (Helfer 2004; Rosendal 2006; 
Oberthür/Rosendal 2014). Das eigene Anliegen wird in möglichst vielen Alter-
nativforen gestreut, um so einen weiterführenden Agenda-Setting-Prozess – oder 
auch „Soft-law-making Prozess“ (Rosendal 2006) – in Gang zu setzen (Braithwai-
te/Drahos 2000; Rosendal 2006; Dahrendorf 2010). Auf diese Weise gewinnen 
die eigenen Interessen größere Hebelkraft, sodass sie schlussendlich in durchset-
zungsfähigere Foren gehoben werden können (De Bièvre/Thomann 2010). Hebel-
kraft entsteht dabei vor allem immer dann, wenn eines oder mehrere der Alterna-
tivforen im Sinne einer „Falle” – einer „joint-decision-trap” (De Bièvre/Thomann 
S. 6) – arrangiert sind. Hierzu werden die eigenen Interessen mit Anliegen ver-
bunden, die auch im Interesse der dominanten Akteure sind. Durch solches „issue-
linking” werden die starken Akteure in dem jeweiligen Alternativforum gehalten 
und zu Zugeständnissen bewegt.16 Führen die Zugeständnisse so weit, dass die 
Interessen der schwächeren Verhandlungspartner in gemeinsamen Entscheidungen 
aufgehen, „geht die Falle zu”: Haben die dominanten Staaten einmal die Interessen 
der weniger durchsetzungsfähigen Staaten in gemeinsamen Entscheidungen an-
genommen, so können sie deren Durchsetzung auch in den wirkungsmächtigeren 
Foren auf Dauer nicht verweigern (De Bièvre/Thomann 2010, S. 6). Aus der Sicht 
der starken Staaten gelten Alternativforen in erster Linie als Orte, auf die – durch 
Forum-shifting – die Interessen der schwächeren Staaten strategisch abgedrängt 
und damit in ihrer Durchsetzungsfähigkeit beschnitten werden (Braithwaite/Dra-
hos 2000, S. 565). Auch die Forschung hält überwiegend an dieser Perspektive fest. 
Vollkommen neu hingegen und dabei so überzeugend, dass diese Arbeit hierzu 

13 Hier verweisen die Autoren auf die parallel laufenden Verhandlungen zum Schutz 
geistiger Eigentumsrechte in der WTO und der WIPO. 

14 Als Beispiel gilt auch hier die Gründung des TRIPS-Abkommens als Teil der – eben-
falls neu geschaffenen – Welthandelsorganisation.

15 Laurence Helfer definiert sie als „binding treaty rules and nonbinding soft law stan-
dards that seek to alter the prevailing legal landscape“, Helfer (2004: 14).

16 Robin Pistorius gilt als einer der ersten, die dieses Phänomen beschrieben haben; vgl.: 
Pistorius (1995). 
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einen Beitrag leisten möchte, erscheint die Wahrnehmung, dass solche Alternativ-
foren tatsächlich strategisch so gestaltet werden können, dass sich eine Kaskade 
von Verstärkungseffekten löst, die schließlich in der Durchsetzung der Interessen 
eigentlich verhandlungspolitisch schlechter gestellter Staaten münden kann.17

Der Regulierungsbereich geistigen Eigentums gilt als paradigmatisches Bei-
spiel für Regimekomplexe. Die Interessen der Akteure im Bereich der Regulierung 
geistigen Eigentums gestalten sich vollkommen heterogen. Zudem ist geistiges 
Eigentum seit dem TRIPS-Abkommen als Teil des Welthandelsrechts in der WTO 
mit einer ganzen Reihe von weiteren Sachgebieten wie Gesundheit, Ernährungs-
sicherheit, Umwelt- und Klimaschutz, Menschenrechte, etc. verwoben. Dadurch 
hat sich ein in weiten Teilen nahezu undurchsichtiges, komplexes Ge  echt von sich 
teils überlappenden, sich teils widersprechenden Regulierungsinstanzen gebildet. 
Die Akteure verschieben ihre Interessen durch die verschiedenen Foren – unter 
anderem – auf der Suche nach dem für sie optimalen Schutzrahmen zur Sicherung 
geistigen Eigentums (De Bièvre/Thomann 2010, S. 3). Das Zielforum sämtlicher 
Shifting-Bewegungen stellt dabei das TRIPS-Abkommen dar, denn, wie bereits 
beschrieben, ist es im Vergleich zu allen Vertragswerken und Verhandlungsforen, 
die unter dem Dach der WIPO angesiedelt sind, das einzige multilaterale Ab-
kommen, das durch seine WTO-Zugehörigkeit über Durchsetzungsmechanismen 
verfügt. Der Erfolg der BIC-Staaten bei der Verwendung der Strategie des Fo-
rum-shifting kann sich demzufolge an der Implementierung ihrer Interessen in das 
TRIPS-Abkommen messen lassen.

2.3.2 Strategie der Nationalisierung

Die „Nationalisierung“ stellt eine Strategie zur Erweiterung des Ein  usses auf 
die globale Wissensstruktur dar, die – anders als die Strategie des Forum-shifting 
– ihren Ansatzpunkt auf der Ebene des Nationalstaates hat. Sie entfaltet ihre Wir-
kung auf der internationalen Regulierungsebene auf indirektem Wege. Der Begriff 
umfasst dabei verschiedene strategische Elemente im Vorgehen von Staaten und 
führt diese in einer geschlossene Strategie zusammen. Im Kern handelt es sich 
bei der „Nationalisierung“ um einen Prozess, der die Ausweitung der Verrechtli-
chung und damit die Verbesserung der Eigentumsverhältnisse und Besitzstruktu-
ren eines Staates umfasst. Entscheidend dabei ist, dass keine Privatisierung dieser 
Strukturen statt  ndet (wie sie eigentlich für die Kommodi  zierung erforderlich 

17 Diese Überlegungen wurden nur bei De Bièvre und Thomann (2000) gefunden.
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ist), sondern der Staat selbst an die Stelle des Rechtssubjekts tritt, indem er sich die 
Verfügungsrechte über diese Strukturen zueignet. 

Im Fokus der Nationalisierung von „Wissen“ stehen Wissensgüter, deren Eigen-
tümer schwer ermittelbar sind oder kollektive Wurzeln haben. Solche Wissensgü-
ter sind vorwiegend kultureller Herkunft oder stammen aus dem Bereich der Na-
tur, d.h. es handelt sich um Wissen, das von einer Bevölkerungsgruppe oder einem 
Kulturkreis als Ganzes geschaffen wurde. Die Entstehung dieses Wissens kann 
nur der jeweiligen Gemeinschaft oder sogar – wie im Falle der Natur – niemandem 
wirklich zugerechnet werden. Die Nationalisierungsstrategie setzt genau an dieser 
Lücke an. Der Staat tritt als Verwalter eines „Volkseigentums“ auf und macht na-
tionalstaatliche Verfügungsrechte geltend. Er bindet das Wissen an sich, das ihm 
als nationales Erbe anrechenbar ist, da es innerhalb seiner territorialen Grenzen 
entstand und Teil der Kultur und Tradition seiner Bevölkerung ist. Auf diese Weise 
vergrößert ein Staat seine Einkommens-, Vorteils- und Verhandlungsmasse, kurz: 
sein Staatsvermögen. Teil der Verrechtlichung dieses Wissens sind Rechtsinstitu-
tionen und Regulierungsinstanzen, die diese Wissensressourcen de  nieren, den 
Zugang zu ihnen sowie ihre Nutzung kontrollieren und sie verwalten. Vorbedin-
gung ist dabei häu  g die of  zielle Registrierung und Dokumentalisierung dieses 
Wissens.18 Aufgrund der Verzahnung nationaler und internationaler Regelungen 
im Bereich geistigen Eigentums schlägt sich diese Verrechtlichungspraxis auf der 
internationalen Ebene insofern nieder, als sie indirekt zu einem Bestandteil des 
internationalen Rechts wird. Die Anerkennung der national etablierten neuen Be-
sitzstrukturen und ihrer Kontrolle ist für andere Staaten und die Staatengemein-
schaft also unumgänglich und führt zu einer Anpassung der internationalen Regu-
lierungsinstanzen, die geistiges Eigentum verwalten. 

18 Durch Dokumentalisierung entsteht überhaupt die Möglichkeit, diese Wissensres-
sourcen zu verwalten und Mehrwert bringend in produktive Prozesse einzuspeisen. 
Auf die zentrale Rolle der Dokumentalisierung und Registrierung von „Wissen“ im 
modernen Staat verweist Maurizio Ferraris. „Wissen“ gehört bei ihm zur Gruppe der 
sozialen Akte, die erst durch Dokumentalisierung und Aufzeichnung eine physische 
Präsenz erhalten, was sie als Objekt konstituiert und ihnen damit eine – verwendbare 
– Existenz verleiht (Ferraris 2007, 2009). Dass die Dokumentalisierung von Wissen 
immer auch ein Machtinstrument darstellt, zeigen verschiedene Ansätze etwa aus der 
Kommunikations- und Medientheorie (Deibert 1997; Castells 2000) sowie neue Über-
legungen aus dem Bereich der Internationalen Beziehungen (vgl. Mayer 2014).
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Der Erfolg der Strategie der Nationalisierung, derer sich die BIC-Staaten be-
dienen, lässt sich daran bemessen, inwieweit sie in der Lage sind, Verrechtlichung 
und Kontrolle auf nationaler Ebene so zu etablieren, dass diese Mechanismen 
Wirksamkeit nach außen entfalten und die über lange Zeit weitgehend ungeregelte 
Kommodi  zierung ihrer Wissensbestände aus dem Bereich der genetischen Res-
sourcen verhindern. 

Mit der Nationalisierung seiner Wissensressourcen gewinnt ein Staat darüber 
hinaus nationale Souveränität, die sich ihrerseits positiv auf seine Fähigkeit aus-
wirkt, Ein  uss auf die globale Wissensregulierung auszuüben: Souveränität zum 
einen darüber, dass er unabhängig von der Staatengemeinschaft Fakten schafft, 
an die andere in ihren Handlungsoptionen einschränken; und zum anderen, da er 
neue Wissensbereiche unter seiner Ägide verrechtlicht, die damit Teil der Wis-
senstruktur werden. Kommodi  zierung und Verrechtlichung, also die Schaffung 
von Eigentum und seine rechtliche und institutionelle Sicherung, sind typische 
Kennzeichen für die Entwicklung der Nationalstaaten im Zeitalter der Moderne19 
und gelten bis heute als klassische Merkmale für den Prozess der nachholenden 
Entwicklung und Modernisierung von Staaten (vgl. hierzu: Betz 2007; Hankel 
2001). Der Ökonom Karl Polanyi veröffentlichte mit seinem Werk „The Great 
Transformation“ (Polanyi (1978) [1944]) eine umfangreiche Studie zu den poli-
tischen, ökonomischen und sozialen Umbruchsprozessen, die die Gesellschaft im 
Übergang von ihrer traditionellen, feudalen Ordnung zur industriellen Ordnung 
durchlebte. Für Polanyi stellt die Entstehung der liberalen Marktwirtschaft das 
zentrale Kennzeichen der Herausbildung von Nationalstaaten dar. Die Privatisie-
rung und Sicherung von Eigentum, die für die Schaffung eines Marktes Voraus-
setzungen sind, hätten zu einer Kommodi  zierung von zuvor nicht den Marktme-
chanismen unterworfenen Gesellschaftsbereichen geführt. So seien Arbeit, Grund 
und Boden sowie Geld aus den gesellschaftlichen Zusammenhängen herausgelöst 
und zu sogenannten „  ktiven Waren“20 transformiert worden; kurz: Durch die 
Schaffung einer Marktökonomie wurde die Industriegesellschaft zur „Marktge-
sellschaft“ (Polany 1978; S. 106 [market-society]). So wie die Kommodi  zierung 
von Arbeit, Boden und Kapital zu den zentralen Elementen der Industriegesell-
schaft zählen, wurde die Transformation von „Wissen“ in eine marktfähige Ware 

19 Siehe hierzu etwa: Voigt (2000). Besonders umfassend behandelt Gunther Teubner den 
rechtsphilosophischen Hintergrund und die Funktion der Verrechtlichung, lehnt sie 
allerdings – aus systemtheoretischer Sicht argumentierend – wegen ihrer „desintegrie-
renden“ Wirkungen zwischen Recht und Gesellschaft weitgehend ab: Teubner (1984).

20 Polanyi (1978): 102ff.; [Titel des 6. Kapitels im Originaltext: „The Self-Regulating 
Market and the Fictitious Commodities: Labor, Land, and Money“].
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durch seine Verrechtlichung in der Form „geistigen Eigentums“ zum Kennzeichen 
einer Gesellschaft, die sich von der Industrie- zur Wissensgesellschaft wandelt 
(Stehr 2001). Während also allgemein der Ausbau von Verrechtlichungsstrukturen 
als Meilenstein in der Entwicklung eines Landes gesehen werden kann, ist speziell 
die Verrechtlichung kommodi  zierter Wissenbereiche ein Kennzeichen für seinen 
Aufholprozess auf dem Weg zur Wissensgesellschaft (Stehr 2001). In dem dieser 
Arbeit zugrunde liegenden Modell bedeutet der Ausbau von Verrechtlichungs-
strukturen neuer Wissensbereiche eine Verbesserung der Position innerhalb der 
globalen Wissensstruktur.
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